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Kläger und Revisionsbeklägten,

hat der 11.-Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhdndlnng vom 16. März 1962, an
der mitgewirkt haben

Senatspräsid€nt ‘ Dr° H e u e i S*e'n'■l

(
als Vorsitzender, VV '”

T Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und
Bundesrichter _'‚.S o n n e n b e r @

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter w i r s c‚h i n g und

Bundessozialrichterin F r o s c h]

als ehrenamtliche Beisitzer;
-3 r‘“.

“für Recht erkannti

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 22. März

1961 wird zurückgewiesen.

Der Beklagte hat dem Kläger die außergericht—

lichen Kosten zu erstatten°

V o n R e c h t s w e g e n
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Das Versorgungsamt (VersorgA) Regensburg stellte mit Bescheid,

vom 18. Mai 1954 bei dem Kläger "chronische Mittelohrentzündung
rechts" als Schädigungsfolge "durch schädigende Einwirkungen

im Sinne des © 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) hervor—
gerufen" fest; es beWilligte ihm jedoch keine Rente, weil er
durch die als Schädigungsfolge festgestellte (anerkannte) Ge—
sundheitsstörung nicht um mindestens 25 v.H. in der Erwerbs-

fähigkeit gemindert sei. '

Mit demWiderSpruch
éom■ßo.

Mai 1953 machte der Kläger geltend,
daß auch seine weiteren Gesundheitsstörungen — chronische Stirn—

höhleneiterung, Kopfschmerzen, Ischias — SChädigungsfolgen seien„

Am 7, April 1955 erließ das VersorgA einen neuen B650heid

("Zuungunstenbescheid"); es heißt darin, "der Bescheid vom
18. Mai 1954 wird dahin abgeändert, daß die als Schädigungs—

folge anerkannte Gesundheitsstörung — chronische Mitt010hr—

entzündung - durch schädigende Einwirkungen des Wehrdienstes

nicht hervorgerufen, sondern nur verschlimmert werden ist";

aus dem erst jetzt beigezogenen Gesundheitsbuch des Klägers

gehe hervor, daß der Kläger bereits vor seinem Wehrdienst eine

Mittelohrerkrankung durchgemacht habe, der Bescheid vom 18. Mai
1954 sei daher schon im Zeitpunkt seines Erlasses unriohtig ge—'

wesen. Das VersorgA stützté den Bescheid vom 7. April 1955 auf

Art„ 30 Abs. 4 des Bayerischen Gesetzes über Leistungen an Kör—

perbeschädigte (KBLG) i.V.m. @ 8ü Abs. 3 BVG.

Der Kläger legte auchgegenden Bescheidvom7. April 1955
WiderSpruch ein„ “ —‘ — >>

Das Landesversorgungsamt_(LV6rsorgA) Bayern wies die Wider—

Sprüchemit Bescheidvom5. Oktober1955zurück; zu demBe—
scheid vom 7. April 1955 führte_es aus: Die Anerkennung der
Schädigungsfolge in dem den Rentenantrag ablehnenden Bescheid

...}...
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vom18. Mai 1954habenur die rechtliche Bedeutungeines
Zugeständnisses, der Widerruf eines derartigen Zugeständ—

nisses uhterliege nicht den erschwerten Vorausset2ungen

für den Widerruf einer Leistung nach.Art. 50 Abs. & KBLG

bzw. @ 41 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG),

sondern_den leichteren BedingUngen des @290 der Zivilprozeß—

ordnung_(2P0); der Widerruf-könne aber auch in der Form eines
auf Art. 30 Abs. 4 KBLG gestützten sog.

Zuungunstenbescheides

ergehen, ein Zugeständnis könne jedenfalls dann widerrUfen

werden, wenn
seine tatsächliche und rechtliche Unrichtig—

keit außer Zweifel stehe, diese Voraussetzungen habe das

VersorgA zu Recht bejaht. Die Klage, mit der der Kläger
Änderung des Bescheides vom 18. Mai 1954 —Feststellung
weiterer Gesundheitsstörungen als

Schädigungsfolge
und die

Gewährung einer Rente
— sowie die Aufhebung des Bescheides

vom 7. April 1955 —
des Zuungunstenbescheides — begehrte,

wies das Sozialgericht (SG) Regensburg mit Urteil vom 11.

April 1957 ab.

Im Berufungsverfahren vor dem Bayerischen Landessozial—
.gericht (LSG) erklärte der Kläger, daß er sich dureh den
3eScheid des VersorgA vom 18. Mai 1954 nicht mehr beschwert

fühle; er beantragte nur noch, den Be3cheid vom 7. April
x1955

—den Zuungunstenbescheid
—aufzuheben.

Das Bayerische LSG änderte das Urteil des_SG vom 11. April

1957 ab und hob den Zuungunstenbescheid des VersorgA vom

7. April 1955auf (Urteil vom22.März1961).DasLSGführte
aus, das VersorgA habe den Bescheid Vom 7. April 1955 nicht
mehr auf Art. 30 Abs. 4 KBLG stützen dürfen, da diese Vor—

schrift durch das VeerG vom 2. Mai 1955 bereits mit Wir-

kung vom 1. April 1955 außer Kraft gesetzt werden sei. Der

Bescheid vom 7. April 1955 könne auch nicht in einen "Be—

yrichtigungsb€scheid""nach @ A1 VeerG umgedeut@t werden,

weil die nach @ 41 Abs. 2 VeerG erforderliche Zustimmung

des LVersorgA fehle; dieser Mangel sei auch nicht dadurch

-}+—
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geheilt worden, daß das LVérsorgA am 5. Oktober 1955 den Wider—
3pruch gegen den Bescheid vom 7. April 1955 zurückgewiesen habe;

die Schutzfunktion des 5 A1 Abs. 2 VeerG wäre in unzulässiger

Weise eingeschränkt, wenn die Genehmigung des LVersorgA zu einem

Bescheid nach 5 41 Abs. 1 VeerG im Vorverfahren oder im In-

stanzenzug der Sozialgerichtsbarkeit nachgeschoben werden könnte;

der Bescheid vom 7. April 1955 sei daher nicht rechtmäßig°

Das LSG ließ die Revision zu.

Das Urteil des LSG wurde dem Beklagten am 14. April 1961 zuge—
stellt. Der Beklagte legte am 6. Mai 1961 Revision ein und be—
antragte, das Urteil des Bayerischen LSG vom 22. März 1961 auf—

zuheben und die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG

Regensburg vom 11. April 1957 zurückzuweisen. *

Er begründete die Revision — nach Verlängerung der Revisions—

begründungsfrist — am 12. Juli 1961. Er führte aus, das LSG

‘habe die Vorschriften des Art‚_jo Abs„ 4 KBLG und des 5 A1

Verw G unrichtig angewandt° Das VeerG sei zur Zeit des Er—

lasses des angefochtenen Bescheids noch nicht Verkündet ge—

wesen; die Rechtmäßigkeit dieses Bescheides sei daher nach

Art° 30 Abs° 4 KBLG zu beurteilen; nach dieser Vorschrift habe

es aber einer Zustimmung des LVersorgA zum Erlaß eines sog“ Zu—

ungunstenbescheides nicht bedurft„ ‘

Der Kläger beantragte, die Revision zurückzuweisen.

II

Die Revision ist nach @ 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichts—

gesetzes (SSG) statthaft; der Beklagte hat sie frist— und form—

gerecht eingelegt, sie ist daher zulässig; sie ist aber nicht

begründet’ ‘
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Streitig ist, ob der Bescheid des VersorgA Regensburg vom

7„ April 1955 ("Zuungunstenbescheid") rechtmäßig ist; in

diesem Bescheid hat das VersorgA seinen Bescheid vom
?8o Mai 1954 insoweit zurückgenommen, als es darin die

"chronische Mittelehr€ntzündung"des Klägers als Schädi—
_gungsfolge "durch schädigende Einwirkungen i.S. des 5 1
BVG hervorgerufen" festgestellt (anerkannt) hat; es hat
gleichzeitig festgestellt, die chronische Mittelohrent—

,zündung sei (nur) Schädigungsfolge i.S° der Verschlim-
“timerung. Das VersorgA hat angenommen, der Bescheid vom

\
18) Mai 195Asei insoweit von Anfang an rechtswidrig;
er habe nicht der wahren.5aCh— und Rechtslage ent5prochen.

Der Bescheid vom 18. Mai 1954 ist ein begünstigender Ver—
waltungsakt, er ist für die Beteiligten bindend geworden

(@ 77 SGG); das VersorgA hat ihn mit dem angefochtenen

Bescheid nur dann zurücknehmen dürfen, wenn es durch Ge—

setz (5 77 SGG, 2. Halbsatz) hierzu ermächtigt gewesen
„Listeras LSG hat den angefochtenen Bescheid vom 7. April

1955 (RücknahmebeSCheid)
zu Recht für rechtswidrig ge—

halten°

Das VersorgA hat den Rücknahmebescheid nicht mehr auf

Art„ 30 Abs° & KBLG stützen dürfen, weil diese Vor-

schrift zur Zeit des Erlasses des Bescheides nicht mehr „ „
gegolten hat; sie ist mit dem Inkrafttreten des VeerG

vom 2. Mai 1955, also am 1. April 1955, außer Kraft ge—

treten (5 51 Abs "1und Abs._2Nr. 1 VeerG)._DasVeerG,
hat die Frage, unter welchen_Voraussetzungen die Verwal4‚öf.r„llä

tung einen von Anfang an rechtswidrigen Bescheid über

‚_die Feststellung einer Schädigungsfolge oder die Be—
xwilligung einer Rente zurücknehmen darf, ausdrücklich
und abSchließend geregelt. Die Rechtslage, die das VeerG

geschaffen hat, gilt ab 1. April_1955, da sich das Gesetz

bis zu diesem Zeitpunkt ausdrüCklich rückwirkende Kraft
beigelegt hat, Das VersorgA hat daher nach dem 1. April

1955 den Bescheid vom 18. Mai 1954 nur dann zurücknehmen,
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dürfen, wenn die Voraussetzungen vorgelegen haben, von denen

die Rechtmäßigkeit der Rücknahme nach 5 41 VeerG abhängig ge—

wesen ist° Das ist aber hier nicht der Fall gewesen; nach ©;A1

Abs° 2 VeerG bedarf das VersorgA guy_Erlaß eines Rücknahme-

bescheides ("Berichtigungsbescheides") der Zustimmung des &

LVersorgA; diese Zustimmung des LVersorgA hat bei Erlaß des

angefochtenen Bescheides nicht vorgelegen. Die Auffassung des

Beklagten, die Rechtmäßigkeit des angefochtenen Bescheides sei

nur unter dem Gesichtspunkt des Art. 30 Abs, 4 KBLG zu prüfen,

sie werde nicht durch die Aufhebung dieser Vorschrift in dem

VeerG berührt, trifft nicht zu (a,M. BMAErl. vom3, August
1955 — BVBl 1956 S. 74 —); aus dem "zeitlichen Geltungswillen"

des VeerG ist zu entnehmen, daß die Vorschriften dieses Ge—

setzes, die normieren, unter welchen Voraussetzungen die Ver—

waiung ermächtigt ist, einen von Anfang an rechtswidrigen be—

günstigenden Bescheid zurückzunehmen, 3393 für Verwaltungsakte

gelten, die nach Inkrafttreten des VeerG (1, April 1955), aber

vor Verkündung dieses Gesetzes (2. Mai 1955) erlassen worden

sind; auch die Rechtmäßigkeit dieser Verwaltungsakte ist nach

@ A1 VeerG zu beurteilen. Es ist nicht darauf angekommen, daß

die Verwaltung zur Zeit des Erlasses des angefochtenen Bescheides

die Vorschrift des 5 41 Abs‚ 2 VeerG nicht hat beachten können,

weil das Gesetz zu dieser Zeit noch nicht verkündet
gewesen ist;

maßgebend für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit des Bescheides

ist die RechtSlage, die zur Zeit des Erlasses des Bescheides in

Wirklichkeit bestanden hat; dies ist die Rechtslage, die das

VeerG geschaffen hat. Ein nach dem 1° April 1955 erlassener

Rücknahmebescheid des VersorgA ist daher nur dann rechtmäßig,

wenn — außer den sonstigen Voraussetzungen des 5 41 VeerG -
auch_die Zustimmung des LVersorgA vorgelegen hat° Diese Zu—

stimmung ist hier nicht — wie der Beklagte unter Berufung auf

@ 52 VeerG meint - entbehrlich gewesen, weil mit dem Bescheid

vom 7, April 1955 der "Bescheiderteilungsvorgang" verfahrens—

rechtlich abgeschlossen gewesen sei und ein weiteres Verfahren,‘

etwa die Zustimmung des LVersorgA nach altem Recht (Art, 30
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Abs° 4 KBLG), nicht habe stattfinden müssen. Abgesehen

davon, daß die Vorschriften, die normieren, unter welchen

Voraussetzungen die Verwaltung einen begünstigenden Be—

scheid zurücknehmen darf, jedenfalls nicht nur verfahrens—

rechtliche Bedeutung haben, sind —wie 5 52 VeerG aus—
drücklich bestimmt - VOm 1. April 1955 an auch verfahréns—

rechtliche Vorschriften des VeerG anzuwenden gewesen.

Der Bescheid vom 7. April 1955 ist daher nicht rechtmäßig,

weil die Voraussetzungen des 5 41 VeerG insofern nicht

voll erfüllt sind, als die Zustimmungdes LVersorgAgg
seinem Erlaß gefehlt hat. Dieser Mangel des Bescheides
ist auch nicht dadurch behoben worden, daß das LVersorgA

mit dem Bescheid vom 5. Oktober 1955 den Wider5pruch des
.Klägers gegen den Rücknahmebescheid zurückgewiesen hat,

'Es kann dahingestellt bleiben, ob der Widerspruchsbescheid,

in dem das LVersorgA.— rechtsirrtümliCh (vgl. BSG 9, 80;

12, 25) - die Auffassung vertreten hat, die Feststellung

einer Gesundheitsstörung als Schädigungsfolge sei kein
begünstigénder Verwaltungsakt‚ "der nur unter den er—
schwerten Voraussetzungen des Art° 50 Abs. 4 KBLG bzw„,

@41 VeerG widérrufen" werden könne, überhaupt dahin
auS2ulegen

ist, daß das LVersorgA - nachträglich — die

VZustimmung Zu einem Bescheid nach @ 41 Abs, 1 VeerG er—

teilt habe; auch wenn dem Wider8pruchsbescheid zu ent—

nehmenist, das LVersorgA habe den Erlaß des Bescheides
billigen und nachträglich genehmigen wollen, ist der an—

gefochtene Rücknahmebescheiddamit nicht rechtmäßig ge—
worden.Wennnämlich das Gesetzin 5 41 Abs..2 VeerG be—
stimmt, das VersorgA bedürfe zum Erlaß eines Rücknahme—

bescheides i.8. des 5 41 Abs. 1 VeerG der Zustimmung des
LVersorgA. so ist damit nicht gesagt, daß das LVersorgA

nur "behördeninteTn" mitzuwirken hat; die Vorschrift be-
deutet nicht, daß das VersorgA'nur ingerdienstlich ge—

'halten ist, die Mitwirkung des LVersorgA herbeizuführen;
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sie hat vielmehr eine unmittelbare rechtliche Agßgnyirkyng, weil
sie — anders als im Falle des 5 40 Abs. i Satz 2 VeerG — er—

sichtlich jedenfalls überwiegend dem Interesse des Betroffenen
dient; sie hat die Funktion, besonders einschneidende belastende

Maßnahmen der Verwaltung dadurch zu erschweren, daß ihr Erlaß

von dem Zusammenwirken des VersorgA und des ihm übergeordneten

LVersorgA abhängig gemacht ist, Die Nichtbeachtung der Vor—

schrift greift daher unmittelbar in das rechtlich geschützte

Interesse des Betroffenen ein; der Betroffene hat ein Recht

darauf, daß das LVersorgA 395 dem Erlaß des Rücknahmebescheides
erklärt, ob es zustimmt. Der Sinn der Beteiligung des LVersorgA

nach $ 41 Abs. 2 VeerG liegt gerade darin, das Zustandekommen

des Rücknahmebescheides zu beeinflussen, bevor das VersorgA nach

außen hin tätig wird (vgl. auch Heinze, Das Zusammenwirken von
Behörden beim Erlaß von Verwaltungsakten‚ Verw.Arch. Bd 52 S, 159

und S. 275 L2957 ). Demtragen übrigens auch die Verwaltungs—
vorschriften Rechnung, indem sie in Nr, 8 zu 5 A1 VeerG sagen:
"Der Entwurf eines Berichtigungsbe$cheids ist 19; seiner Voll—
ziehung dem vorgesetzten LVersorgA zur Zustimmung vorzulegen,

auch wenn dieses die Erteilung des Berichtigungsbescheids an-

geordnet hat". ' ‘

Die Regelung des @41 Abs. 2 VeerG führt dazu, daß das LVersorgA
in einem Verwaltungsverfahren, das den Erlaß eines Rücknahme“

bescheides zum Gegenstand hat, unter Umständen in doppelter

Funktion tätig wird; einmal als die Stelle, deren Zustimmung

zum Erlaß des Rücknahmebescheides nach 5 41 Abs° 2 VeerG er—

forderlich ist, zum anderen als die "nächsthöhere Behörde", die

— auf Wider5pruch des Betroffenen » den das Verwaltungsverfahren

abschließenden Bescheid (Widerspruchsbescheid) zu treffen hat
(@ 85 Abs° 2 Nr. 1 SGG). Daraus kann jedoch nicht gefolgert wer—
den, daß dem Erfordernis des 5 41 Abs. 2 VeerG genügt sei, wenn
das LVersorgA durch die Zurückweisung des Widerspruchs gegen den
Rücknahmebeseheid

zum Ausdruck bringe, daß es den Rücknahme—

bescheid des VersorgA billige; wenn das VeerG vom 2, Mai 1955

die Zustimmung des LVersorgA zum Erlaß eines Rücknahmebescheides
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"eingeführt" hat, obgleich das LVersorgA nach demsec vom
3„ September 1953 ohnehin - auf WiderSpruch — die das Ver—

waltungsVerfahren abschließende Entscheidung zu treffen
.

hat, so muß
angenommen

werden, daß es dem Willen des Ge—

setzes entspricht, die doppelte Funktion des LVersorgA

als "Zus timmungsbehörde" einerseits und als "Widerspruchs—
behörde" andererseits zu trennen. Es ist in der Tat auch

vom Standpunkt des Betroffenen nicht das gleiche. ob das
LV@rsorgA als Zus timmungsbehörde oder als Wider3pru0hs—

behörde tätig wird; es ist nicht zu unterstellen, daß das

LVer50rgA den Sachverhalt in beideanunktionen immer gleich

beurteilen müsse. Es ist reehtlibh und auch im praktischen

Ergebnis etwas anderes, ob eine Aufsichtsbehörde im Ver—

waltungsverfahren in der Weise mitwirkt, daß sie den Ver—

waltungsakt einer nachgeordneten Behörde 292 seinem Erlaß

in eigener Verantwortung vorzuprüfen hat, oder ob sie auf

einen Rechtsbehelf des Betroffenen den bereits erlassenen

Verwaltungsal<t der nachgeordheten 3en«ru‚ nach Prüiuhg
der

Einwendungen des Betto offenen zu bestätigen oder zu bean—

standen hat. Daraus, daß die später im Widerspruchsbescheid

dargelegte Auffassung des LVersorgA in einem Einzelfall mit

der Auffassung, von der in dem Rücknahmebescheid des VersorgA

ausgegangen ist, übereinstimmt, darf nicht gefolgert werden,

es habe schon deshalb keine Notwendigkeit bestanden, die Zu-

stimmung des LVersorgA ggrhgr einzuholen; es ist nicht zu
übersehen, daß es auch viele Fälle gibt, in denen der Be—

troffene gegen den Rücknahmebescheid keinen Widerspruch

einlegt, in denen es deshalb zu
einer

weiteren MitQirkung

des LVersorgA überhaupt nicht kommt, und daß auch in die—
sen Fällen das Recht des Betroffenen gewahrt sein muß, daß

„olche Bescheide nur ergehen dürfen, wenn die Zustimmung

des LVersorgAvorliegt. Die Schutzfunktion des 5 41 Abs„ 2
VeerG wäre erheblich eingeschränkt, wenn nieht überhaupt
in Frage gestellt, wenn die Zustimmung des LVersorgA im
Wider5pruchsbescheid oder im Instanzenzug der Sozial—

gerichtsbarkeit “nachgeeehoben” werden könnte°
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Hat die Verwaltung den Rücknahmebeschcid ohne die verherige Zu;

)stimmung des BVersorgA‚erlassen,
so hat sie zwingende Vorschriften

tdes Gesetzes verletzt. Da die Zustimmung nicht nachgeholt werden
kann, ist es ohne Bedeutung, ob das LVersorgA im Wider5pruchs—

.bescheid seine Zustimmung zum Ausdruck bringt, es sei denn, daß
nach dieser Zustimmung und unter Berufung auf diese Zustimmung

ein neuer Rücknahmebescheid ergeht. Die Nichtbeachtung gesetzlich

szingend vorgeschriebener Formen der Mitwirkung ist der Niehtbee

achtung der Mitwirkung grundsätzlich gleichzustellen. Eine Zu—

stimmung des LVersorgA im Sinne des 5 41 Abs. 2 VeerG ist des—Z

%halb nicht erfolgt, wenn sie nicht beim_@glgä des Rücknahmebeschei—
?des vorgelcgen hat (vgl. auch Urteil des BVerwG vom 8. Juli 1959,
Sammel— und Nachschlagewerk Ma Nr. 3 zu 5 35 Schwerbeschädigten—

gesetz)„

fber‚Bescheia vom7. Mai 1955 ist deshalb rechtswidrig. Der Kläger
ÄiSt durch diesen Bescheid in seinen Rechten schon deshalb beein—
jträchtigt, weil das LVersorgA dem Bescheid nicht zugestimmt hat;
fdas Fehlen dieser Zustimmung hat allerdings nicht —wie das Fehlen
>einer gesetzlich_vorgeschriebenen Mitwirkung des getggggglgn — die

{Nichtigkeit des Bescheids zur Folge (vgl. BSG12, 265, 268); der
irechtswidrige Bescheid ist aber auf Klage aufzuheben (vgl° auch

Urt. des5„ Senatsvom21.11.1961,} RK35/60);dies_hatdasLSG
auch zutreffend getan.

_ _ ’ ?Ü”— ' ' '5ml'

Die RevisiOn ist als unbegründet zurückzuweisen.

jDié Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 SGG._
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